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 Einleitung

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts ist die
klassisch gewordene Formulierung ge-
prägt worden, das protestantische Chris-
tentum sei eine Religion des Gewissens.
Der aus dem Jahr 1917 stammende Satz
lautet: „Luthers Religion ist Gewissens-
religion im ausgeprägtesten Sinne des
Worts“ [1]. Aus protestantischer Sicht
ergibt sich von hier aus heute auch der
angemessene Zugang zur Fortpflan-
zungsmedizin. Dies gilt für Kinder-
wunschpaare, die dem evangelischen
Christentum angehören, lässt sich aus
ethischen und aus verfassungsrechtli-
chen Gründen aber auch über den Pro-
testantismus hinaus verallgemeinern.
Für Patienten ist es eine Frage der
Selbstbestimmung und der eigenen Ent-
scheidung, ob sie Behandlungsangebote
der Fortpflanzungsmedizin für sich in
Anspruch nehmen möchten und welche
dies gegebenenfalls sind. Nachfolgend
geht es also um das Verständnis der
Fortpflanzungsmedizin im Licht des
Selbstbestimmungsrechts der Betroffe-

Im evangelischen Christentum werden zur Reproduktionsmedizin und Präimplantationsdiagnostik ganz unterschiedliche Positionen vertreten. Offizielle
Stellungnahmen evangelischer Kirchen fielen – zumindest in Deutschland – ablehnend aus. Vertreter der akademischen evangelischen Ethik haben sich
viel aufgeschlossener geäußert. Grundsätzlich hat der Protestantismus stets den hohen Rang des individuellen Gewissens und das Recht auf persönliche
Selbstbestimmung betont.

Wenn eine Frau und ihr Partner es für richtig halten, IVF oder PID in Anspruch zu nehmen, sollten Dritte dies respektieren. Der Staat ist dafür verantwort-
lich, rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die dem Selbstbestimmungsrecht der Frau und dem Wohl der nach IVF geborenen Kinder zugute kommen.

Schlüsselwörter: In-vitro-Fertilisation, IVF, Präimplantationsdiagnostik, PID, Protestantismus, Gewissen, Embryo

Reproductive Medicine and Pre-Implantation Diagnostics in Protestantism. Within Protestant Christianity, many varying positions are held re-
garding both reproductive medicine and pre-implantation diagnosis. Official statements issued by Protestant churches have – at least in Germany – voiced
disapproval in this respect. Representatives of academic Protestant ethics, however, have spoken out on the issue in a much more open-minded vein. In
principle, Protestantism has always emphasized the dignity of individual conscience and of the right to self-determination.

If a woman and her partner deem it right to make use of IVF or PID, third parties should respect their decision. It is the state’s responsibility to create
legal framework conditions that benefit both the woman’s right to self-determination and the welfare of the children born following IVF treatment.
J Reproduktionsmed Endokrinol 2011; 8 (Sonderheft 2): 20–4.
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nen, ihrer gewissenhaften Entscheidung
und ihrer sorgsamen persönlichen Ab-
wägung. Vorab ist ein soziologischer As-
pekt zu nennen.

 Die kulturelle Rahmen-

bedingung für die

Fortpflanzungsmedizin:

Religiöser und weltan-

schaulicher Pluralismus

In unserer Gesellschaft ist weltanschau-
lich und religiös ein hochgradiger Plura-
lismus vorhanden. Für die Nutzung
fortpflanzungsmedizinischer Therapie-
angebote ist dieser weltanschauliche
Pluralismus ein ganz wesentlicher Fak-
tor. Er wird bereits an der Konfessions-
statistik erkennbar: Im Jahr 2010 gehör-
ten der römisch-katholischen Kirche in
Deutschland noch 29,7 % der Bevöl-
kerung an, den evangelischen Kirchen
29,6 % – gegenüber früheren Jahren be-
deutet dies für die beiden großen Kirchen
einen starken Einbruch nach unten –;
dem Islam wurden 4,4 % zugerechnet,

anderen Religionen 1,7 %. Der relativ
größte Anteil der Bevölkerung, nämlich
34,6 %, ist konfessionslos oder – wie es
in der Selbstbezeichnung auch heißt –
„konfessionsfrei“ (http://fowid.de; zu-
letzt gesehen 1.9.2011; Hochrechnung
für 2010).

In den Religionen und Weltanschauun-
gen selbst herrscht wiederum Binnen-
pluralität. Interne Differenzen finden
sich sogar in der römisch-katholischen
Kirche, obwohl dies dort theoretisch
nicht der Fall sein darf, weil sie ein ver-
bindliches zentrales Lehramt besitzt.
Das katholische Lehramt hat die In-
vitro-Fertilisation (IVF), Präimplanta-
tionsdiagnostik (PID) und anderes unter-
sagt. Dennoch nehmen katholische
Frauen IVF in Anspruch. Schwierig wird
es, wenn sie bei einer katholischen Ein-
richtung als Arbeitgeber beschäftigt
sind. Dann müssen sie darauf achten, ihr
Verhalten gegenüber dem katholischen
Arbeitgeber zu verbergen, damit sie
nicht arbeitsrechtlich sanktioniert wer-
den. Sollte es einmal dazu kommen, dass
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ein unabhängiges Gericht solche arbeits-
rechtlichen Durchgriffsmöglichkeiten
im Licht der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) überprüft,
müssten diese als Verstoß des katholi-
schen Arbeitgebers gegen Artikel 8
EMRK, das Recht auf Achtung des Pri-
vat- und Familienlebens, bewertet wer-
den. Dies läge jedenfalls auf der Linie
bisheriger Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte
[2]. Doch hiervon abgesehen: In der Re-
alität nehmen auch Katholikinnen trotz
des Verbotes durch ihre Kirche IVF in
Anspruch, sodass sogar im römisch-ka-
tholischen Binnenraum faktisch Plurali-
tät vorhanden ist. Dies ist erst recht bei
Konfessionslosen, bei Humanisten, in
anderen Religionen und im Protestantis-
mus der Fall. Im Protestantismus ist die
Vielfalt von Meinungen, Überzeugun-
gen und Verhaltensweisen traditionell
sogar besonders stark ausgeprägt.

 Meinungspluralität und

Autonomie im evangeli-

schen Christentum

Der Binnenpluralismus innerhalb des
evangelischen Christentums beruht auf
den historischen Ursprüngen im 16.
Jahrhundert, nämlich auf der Abgren-
zung gegenüber der zentralistischen ka-
tholischen Kirche und ihrer einheitlich
verbindlichen Kirchenlehre. Tiefergrün-
dig, theologisch kommt hinzu: Martin
Luther legte auf den Gedanken Wert,
dass jeder Mensch als Einzelner unmit-
telbar von Gott angenommen wird – un-
abhängig von der Mittlerrolle einer Kir-
che oder eines Priesters. Gott selbst ver-
leihe dem einzelnen Menschen ein „be-
freites Gewissen“. Durch das von Gott
getragene Gewissen werde der Einzelne
befähigt, in der Welt innerlich frei zu
entscheiden und mit innerer Gelassen-
heit zu leben und zu handeln. Vor diesem
theologischen Hintergrund rückten im
Protestantismus das persönliche Gewis-
sen und die individuelle freie Verantwor-
tung ganz in das Zentrum der Ethik.1

Zur Konkretisierung sei ein Beispiel er-
wähnt: In den 1970er-Jahren wurde in
der Bundesrepublik Deutschland inten-
siv über eine Reform des § 218 StGB

(Schwangerschaftsabbruch) gestritten.
An damaligen evangelischen Voten fällt
auf, dass sie einerseits den Schutz des
vorgeburtlichen Lebens betonten; ande-
rerseits hoben sie hervor, dass beim
Schwangerschaftskonflikt das existenzi-
elle Dilemma, die Problemsituation der
betroffenen Frau, ernst zu nehmen ist.
Angesichts dessen müsse ihr Selbstbe-
stimmungsrecht, ihre persönliche Ge-
wissensentscheidung respektiert wer-
den, auch wenn sie die Schwangerschaft
abbricht. In der Ehe-, Familien- oder Se-
xualethik haben evangelische Stimmen
also schon vor mehreren Jahrzehnten
dem Selbstbestimmungsrecht hohen
Rang zugesprochen [4].

Umso überraschender ist dann aber, wie
sich deutsche evangelische Kirchen spe-
ziell zur Fortpflanzungsmedizin äußern.
Ihre Stellungnahmen fallen überwie-
gend ablehnend, zum Teil sogar schroff
ablehnend aus.

 Die Abwehrhaltung evan-

gelischer Kirchen gegen-

über der Fortpflanzungs-

medizin

Als Bezugspunkt nehme ich die Dach-
organisation der evangelischen Landes-
kirchen, die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD). Schon im Jahr
1987 hat die Synode der EKD unter dem
Titel „Zur Achtung vor dem Leben“ ei-
nen Beschluss verabschiedet, der von
extrakorporaler Befruchtung und IVF
„abrät“ [5]. Diese Sprachregelung be-
hielt die EKD auch später bei.2  Zur Be-
gründung verwies man auf die Gefahr
eines Dammbruchs, sodann auf den Ge-
danken, dass niemand auf ein leibliches
Kind ein Anrecht habe, und schließlich
auf die Menschenwürde und Gott-
ebenbildlichkeit des Embryos, auf den
Reproduktionsmediziner bei der künstli-
chen Befruchtung zugreifen.

Nun könnte man im Einzelnen entfalten,
dass und warum diese Begründungen
unpräzis bleiben und sie letztlich nicht
triftig sind. In unserem Zusammenhang
ist an dem EKD-Dokument zunächst
aber das Wort „abraten“ interessant. Die
EKD wollte IVF und Embryonenfor-
schung ablehnen, ebenso wie sie später

in den Jahren nach 2000 die humane
embryonale Stammzellforschung ab-
lehnte. Nun kennt der Protestantismus
jedoch kein kirchliches Lehramt. Die
EKD besitzt keinerlei Kompetenz, zu
ethischen Fragen „die“ Sicht „des“ Pro-
testantismus als solche zum Ausdruck zu
bringen. IVF oder andere reproduktions-
medizinische Handlungsoptionen kirch-
lich einfach zu verbieten, ist auf evange-
lischer Seite kirchenrechtlich und theo-
logisch unvorstellbar. Daher benutzte
das EKD-Dokument die gewundene,
verlegen wirkende Vokabel, man wolle
von IVF „abraten“.

 Gesichtspunkte der evan-

gelischen Ethik zur Legiti-

mierung von IVF

Insgesamt sind im Protestantismus zu
den Optionen der Fortpflanzungsmedi-
zin dann jedoch ganz unterschiedliche
Standpunkte anzutreffen. Besonders
markant ist die Differenz zwischen Er-
klärungen, die von kirchlichen Gremien
stammen, und der Sicht, die Vertreter der
akademischen evangelischen Ethik dar-
legen.

Ein ethisches Einzelproblem der Fort-
pflanzungsmedizin besteht darin, wie
der moralische Status von befruchteten
Eizellen bzw. von frühen Embryonen
einzuschätzen ist. Denn in den 1970er-
Jahren war die Forschung an solchen
Embryonen die Voraussetzung für die
Entwicklung des IVF-Verfahrens gewe-
sen; und bei der Durchführung von IVF
können Embryonen überzählig bleiben
und absterben. In Deutschland haben
evangelische Kirchen zu diesem Thema
geäußert, der frühe Embryo sei sofort
ein „Mensch“, ein menschliches „Indivi-
duum“, sodass er ab Tag 1 unter dem
vollen Schutz der Menschenwürde stün-
de. Daher sei IVF nicht akzeptabel.
Demgegenüber sind in der evangeli-
schen Universitätsethik andere, liberale-
re Bewertungen entfaltet worden [7, 8].
Evangelische Ethiker haben auf die
Relationalität, auf das In-Beziehung-
Sein des Embryos aufmerksam gemacht.
Er ist noch kein eigenständiges mensch-
liches Sein wie das geborene Kind, son-
dern essenziell davon abhängig, dass die
Mutter ihn annimmt und ihn austrägt.
Darüber hinaus wird in der evangeli-
schen Ethik die gradualistische Deutung
vertreten, der zufolge die Schutzwür-
digkeit bzw. der Würdeschutz vorge-

1 Programmatisch hierzu: Troeltsch 1906 [3]. –
Eine klassische Schrift von Luther selbst: Von der
Freiheit eines Christenmenschen/De libertate
christiana, 1520.

2 Vgl. die Darstellung durch den früheren Präsi-
denten des Kirchenamtes der EKD, Hermann
Barth: Ders. 2003, 11–30 [6].
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burtlichen Lebens im Verlauf seiner Ent-
wicklung zunehmend oder stufenweise
ansteigt. In biologischer Hinsicht ist der
frühe Embryo noch ganz unentwickelt.
In der Frühphase steht sogar seine gene-
tische Identität noch nicht endgültig fest,
weil Prozesse der epigenetischen Re-
programmierung stattfinden. In den ers-
ten Tagen kann er sich überdies noch tei-
len, sodass er noch kein Individuum im
eigentlichen Sinn ist. Aufgrund solcher –
und weiterer – Gesichtspunkte ist es
ethisch und anthropologisch plausibel
zu sagen: Dem frühen Embryo, mit dem
die Fortpflanzungsmedizin zu tun hat,
kommt ein schwächerer Schutzanspruch
zu als weiter entwickelten Embryonen
und Feten, bei denen die Organ- und
Gehirnbildung eingesetzt hat und die
schmerzempfindlich, u. U. sogar extra-
uterin lebensfähig sind.

Dieser Auffassung zufolge ist der frühe
Embryo als menschliches Leben („hu-
man life“) zu achten; aber er ist noch
kein menschliches Sein, kein „Mensch“
(„human being“) im engeren Sinn. Ihm
ist vielmehr ein „special status“, ein
Sonderstatus zuzuschreiben [9]. Des-
halb ist es – auch in evangelischer Pers-
pektive – ethisch statthaft, an frühen
Embryonen eine lichtmikroskopische
Untersuchung bzw. eine morphologi-
sche Beobachtung oder eine PID vorzu-
nehmen. Im konkreten Fall kommt es
auf die persönliche Sicht der geneti-
schen Erzeuger, der Eltern an. Wenn sie
es für vertretbar halten, dass von ihnen
stammende Frühembryonen unter Um-
ständen überzählig bleiben und abster-
ben, dann sollten Dritte ihre Einschät-
zung respektieren.

Dies gilt insbesondere auch für die PID.
Das Motiv der Paare, die eine PID in
Betracht ziehen, ist ethisch einleuchtend
und menschlich nachvollziehbar. Eine
PID kommt infrage, wenn bei Paaren
eine gravierende genetische Risikokon-
stellation vorliegt. Bei dem Verfahren
werden krankheitsbelastete Embryonen
beiseitegelegt; sie sterben ab. Sofern
Kinderwunschpaare dies in Kauf neh-
men, sollten Außenstehende ihre persön-
liche Abwägung und ihre Entscheidung
achten. Denn potenzielle Eltern erwägen
die PID aus hochrangigen Gründen: aus
Sorge um und aus Fürsorge für das Kind,
das sie erhoffen. Ethisch geht es ihnen
um präventive Verantwortung für die Ge-
sundheit und das Wohl ihres Kindes. An-

gesichts dessen sollten der Staat und die
Gesellschaft es akzeptieren, wenn Paare
den Entschluss zu einer PID fassen.

Ganz anders votierte jedoch die Evange-
lische Kirche in Deutschland (EKD). Sie
meldete sich am 15.02.2011 mit einer
Stellungnahme gegen die Zulässigkeit
der PID zu Wort.

 Die Stellungnahme der

EKD zur Präimplantations-

diagnostik vom 15.02.2011

– ein fragwürdiger Diskus-

sionsbeitrag

Bevor die Stellungnahme erschien, hatte
der Vorsitzende des Rates der EKD,
Nikolaus Schneider, im Jahr 2010 öffent-
lich die Erwartung geweckt, die EKD
wolle ihren bisherigen Standpunkt revi-
dieren und die PID künftig bejahen. Es
sei geboten, auf die persönliche Situa-
tion genetischer Hochrisikopaare, die
eine PID erwägen, Rücksicht zu neh-
men. Die hohe Erwartung, die der EKD-
Ratsvorsitzende Schneider hinsichtlich
eines Kurswechsels der EKD erzeugt
hatte, ist dann aber enttäuscht worden.
Der Text der EKD, der im Februar 2011
beschlossen wurde, enthielt im Ver-
gleich zu früheren Erklärungen sogar ein
noch viel schrofferes Nein. Die EKD
empfahl dem Gesetzgeber, die PID zu
verbieten. Die Begründung fiel zum Teil
recht assoziativ aus. Die EKD legte dar,
Christus selbst habe Leiden auf sich ge-
nommen. Letztlich könne in der Welt
Leiden nicht verhindert werden – auch
nicht durch PID [10].

Diesem Gedanken der EKD ist theolo-
gisch und ethisch zu widersprechen.
Auch religiös oder christlich kann und
darf man nicht sagen, Menschen sollten
Krankheit und Leiden ertragen, sofern
diese sich medizinisch vermeiden las-
sen. Im Gegenteil, in der Geschichte des
Christentums ist Christus symbolisch
sogar oft als Arzt bezeichnet worden
(„Christus medicus“). Wie andere Reli-
gionen kennt das Christentum die Ein-
sicht, dass die Heilung und das gesund-
heitliche Wohl der Menschen hohe Gü-
ter sind.3 Insofern ist es ethisch und –
wie besonders im Judentum deutlich
wird – eigentlich sogar religiös gerecht-
fertigt, wenn potenzielle Eltern durch

PID ihrem erhofften Kind eine familiär
bekannte schwere Krankheit ersparen
möchten.

Die EKD-Stellungnahme macht noch ei-
nen weiteren Einwand geltend. Das Ver-
fahren der PID könne missbraucht wer-
den und es werde zu ungewollten Aus-
weitungen, zum Dammbruch kommen.

Auch dieser Einwand vermag nicht zu
überzeugen. Die Erfahrungen aus euro-
päischen Nachbarstaaten widersprechen
der Einschätzung, dass zwangsläufig
Missbrauch einsetzt und dass Auswei-
tungen erfolgen, die medizinisch nicht
indiziert oder ethisch unvertretbar wä-
ren. Argumentativ lässt es sich nicht hal-
ten, aus einer – nicht hinreichend beleg-
baren – Gefahr des Missbrauchs ein Ver-
bot abzuleiten. Stattdessen ist eine ande-
re Konsequenz zu ziehen: Möglichem
Missbrauch sollte dadurch gewehrt wer-
den, dass prozedurale Regelungen ge-
troffen und sachlich tragfähige Verfah-
rens- und Kontrollvorgaben geschaffen
werden. Ethisch und rechtswissen-
schaftlich ausgedrückt geht es um einen
„Grundrechtsschutz durch Verfahren“.

Gegenüber der EKD-Stellungnahme
vom 15.02.2011 ist schließlich noch ein
prinzipieller Vorbehalt zu erheben. Es ist
außerordentlich irritierend, wie die EKD
mit dem eigenen protestantischen Leit-
motiv der Gewissensfreiheit umging.
Das EKD-Papier empfahl den Parlamen-
tariern, die PID zu verbieten.4 In die
beiden Schlusssätze des EKD-Doku-
ments wurden dann aber noch die Stich-
worte „Freiheit der Gewissensentschei-
dung der Einzelnen“ sowie „persönli-
che Verantwortung“ hineingeschrieben.
Hiermit bezog sich das EKD-Papier frei-
lich nicht – wie es sich der Sache nach
nahelegt und wie es protestantischer Tra-
dition entspräche – auf das Gewissen
und auf die individuelle Verantwortung
der Betroffenen, also der Patienten und
der Ärzte, sondern auf das Gewissen der
Entscheidungsträger in der Kirche und
im Staat. Inhaltlich riet die EKD den Par-
lamentariern, eine eigene Entscheidung
der Bürger gerade nicht zuzulassen. Die-
ser Umgang der EKD mit den Worten
„Gewissen“ und „Verantwortung“ ist pa-
radox. Ausgerechnet die evangelische

3 Vgl. Kreß 2009, 63 f. [9]. Klassisch zum Motiv
des „Christus medicus“: [11].

4 Der Text enthielt dann noch ein Minderheits-
votum, das eine auf das allerengste eingeschränk-
te Zulassung für möglich hielt.
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Kirche plädierte dafür, der Staat solle die
PID für alle Bürger – für Protestanten,
Katholiken, Juden, Konfessionslose
usw. – verbieten. Stattdessen ist es aus
allgemeinen ethischen Gründen und
auch aus evangelischer Sicht, nämlich
aufgrund der protestantischen Ethik des
Gewissens, angemessen, dass der Staat
den Paaren die Möglichkeit zugesteht,
ihrem persönlichen Gewissen gemäß zu
entscheiden, ob sie die Option der PID
nutzen oder ob sie davon absehen.

Diese Sichtweise, die dem Grundrecht
auf Selbstbestimmung und der Gewis-
sensfreiheit verpflichtet ist, hat sich am
07.07.2011 der Deutsche Bundestag zu
Eigen gemacht. Der Gesetzentwurf zur
PID, dem das Parlament zustimmte,
weist in seinem Begründungsteil aus-
drücklich darauf hin, dass im heutigen
weltanschaulich-religiösen Pluralismus
die Selbstbestimmungsrechte der Be-
troffenen den Ausschlag geben [12].
Genauso hatte schon zuvor das „Memo-
randum zur PID“ der Bundesärztekam-
mer vom 17.02.2011 argumentiert, dem
der Deutsche Ärztetag am 01.06.2011
zugestimmt hat [13]. Die verfasste
Ärzteschaft hat hierdurch das Nein zur
PID, das sie 2002 beschlossen hatte, kor-
rigiert.

 Anschlussgesichtspunkte

Vor dem Hintergrund, dass der Deutsche
Bundestag am 07.07.2011 die PID
grundsätzlich zugelassen hat, sind ab-
schließend einige Leitgedanken zu nen-
nen, die aus der Sicht des Verfassers
künftig im Blick auf die PID und auf die
Reproduktionsmedizin im Allgemeinen
eine Rolle spielen sollten. Zunächst er-
folgen einige Bemerkungen, die sich un-
mittelbar auf das PID-Gesetz vom
07.07.2011 beziehen.

1. Es stellt einen Schritt in die richtige
Richtung dar, dass das PID-Gesetz den
weltanschaulichen und moralischen Plu-
ralismus in unserer Gesellschaft ernst
nimmt, rechtspolitisch das Toleranz-
prinzip umsetzt und hinsichtlich der PID
die Entscheidungsrechte einer Frau und
ihres Partners respektiert. Umso enttäu-
schender ist es, dass der Gesetzgeber es
unterlassen hat, sich mit den Anschluss-
fragen zu beschäftigen, die sich aus der
PID ergeben. Sie betreffen unter ande-
rem das Gendiagnostikgesetz. Das neue
PID-Gesetz eröffnet die Möglichkeit, in

bestimmten Fällen eine PID auch auf
Krankheiten hin durchzuführen, die erst
in späteren Lebensjahren auftreten wer-
den (sogenannte spätmanifestierende
Krankheiten, z. B. Chorea Huntington).
Demgegenüber hatte das Gendiag-
nostikgesetz vom 31.07.2009 in § 15
Absatz 2 untersagt, auf solche Krankhei-
ten eine pränatale Diagnostik (PND)
durchzuführen. Dieses Verbot besitzt
weltweit keine Parallele. Der Sache nach
lässt es sich aus einer ganzen Reihe von
gewichtigen medizinethischen sowie
rechtlichen Gründen nicht aufrechter-
halten.5

In Zukunft wird in der Bundesrepublik
Deutschland eine gespaltene Regelung
vorhanden sein: PID auf Krankheiten,
die voraussichtlich erst nach dem 18.
Geburtstag auftreten werden: grundsätz-
lich zulässig; PND auf solche Krankhei-
ten: verboten. Der Sache nach ist es
schwer nachzuvollziehen, dass der Ge-
setzgeber die Anschlussfragen, die das
PID-Gesetz für das Gendiagnostik-
gesetz, für das Stammzellgesetz sowie
für die Reproduktionsmedizin im Allge-
meinen mit sich bringt, nicht erörtert
und nicht geregelt hat [14]. So betrachtet
lässt das Gesetz wichtige Sachverhalte
offen.

2. So große Zustimmung es verdient,
dass das PID-Gesetz dem gesellschaftli-
chen Wertepluralismus und dem Selbst-
bestimmungsrecht vom Ansatz her
Rechnung trägt, kann man allerdings be-
zweifeln, ob das Selbstbestimmungs-
recht der Frau und ihres Partners tatsäch-
lich konsequent genug berücksichtigt
worden ist. Denn das Gesetz sieht vor,
dass die Entscheidung über die Durch-
führung oder Ablehnung einer PID letzt-
lich von einer Ethikkommission getrof-
fen wird. Jedoch wurde versäumt, hier-
für die institutionellen Rahmenbedin-
gungen, die Unabhängigkeit der Kom-
missionen, die weltanschaulich-morali-
sche Pluralität ihrer Zusammensetzung,
Verfahrensregeln sowie Widerspruchs-
möglichkeiten klarzustellen. Im Juli und
August 2011 wurde unmittelbar nach
der Verabschiedung des Gesetzes bereits
gefordert, man solle auf dem Weg der

Rechtsverordnung dafür sorgen, dass die
neu einzurichtenden Ethikkommissio-
nen die Durchführung einer PID nur sehr
restriktiv bewilligen können. Im Gegen-
zug ist aber zu sagen, dass bei einer
ethisch sehr viel problematischeren Fall-
konstellation, nämlich beim Schwan-
gerschaftsabbruch – sogar beim späten
Schwangerschaftsabbruch – kein Kom-
missionsvotum bzw. kein Kommis-
sionsbeschluss erforderlich sind. Nach
vorheriger Beratung kommt es hier al-
lein auf den Willen der Frau an. Ethisch
und rechtlich ist es überaus fraglich, ob
es haltbar wäre, falls eine Kommission
gegenüber dem begründeten Wunsch ei-
ner Frau, eine PID durchführen zu las-
sen, einmal „Nein“ sagen sollte. Denn
dieses Nein würde in ihr ethisch hoch-
rangiges, verfassungsrechtlich verbürg-
tes Grundrecht auf Freiheit und Selbst-
bestimmung tief einschneiden.

3. Ein weiterer Punkt, der nach der Ver-
abschiedung des PID-Gesetzes zu be-
achten ist, ist ganz anders gelagert. Die
Zulassung der PID sollte nicht dazu füh-
ren, finanzielle Mittel zu kürzen, die der
gesundheitlichen Versorgung Behinder-
ter oder der medizinischen Erforschung
jener Krankheitsbilder dienen, die durch
eine PID erfasst werden. Es ist ohnehin
unrealistisch, die betreffenden Krank-
heiten durch PID vollständig zu verhin-
dern. Darüber hinaus ist es zu respektie-
ren, wenn Paare eine PID oder eine prä-
natale Diagnostik bewusst ablehnen und
wenn ihre Kinder krank geboren wer-
den. Diese Kinder haben ihrerseits An-
spruch auf bestmögliche medizinische
Versorgung.

Im Übrigen ist zu erwarten, dass die me-
dizinische Forschung künftig die Mög-
lichkeit der PID auf weitere Krankheiten
eröffnen wird. Dies sollte von einem
möglichst breiten gesellschaftlichen
Konsens getragen werden. Daher wäre
es ratsam, Patienten, Patientenverbände
und Behindertenverbände zu hören, be-
vor medizinische Forschung einsetzt
oder umgesetzt wird, die die PID für
weitere Krankheitsbilder betrifft.

4. Nochmals anders gelagert: Nach jetzi-
gem medizinischen Kenntnisstand ist
nicht zu befürchten, dass das Verfahren
der PID besondere gesundheitliche Risi-
ken mit sich bringt. Weltweit sind bis
2010 nach PID ca. 11.000 Kinder ge-
sund geboren worden. Dennoch sollte –

5 Knapp hierzu: Kreß 2011 [14]; ausführlich:
Kreß 2012 [15], Kap. D 3.2 („Ein medizin-
rechtliches Einzelproblem: Der Stichtag im Gen-
diagnostikgesetz als rechtsethisch akzeptabler
Kompromiss?“).
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unter Wahrung des Datenschutzes [16] –
Forschung initiiert werden, die die ge-
sundheitlichen, und zwar auch die psy-
chosomatischen und psychologischen
Auswirkungen der PID auf die Kinder
erfasst, die mit Hilfe dieses Verfahrens
geboren werden.

Diese Forschung ist langfristig anzule-
gen. Sie würde überdies dem Anliegen
Rechnung tragen, dass die Reproduk-
tionsmedizin im Blick auf die Frau und
auf die mit ärztlicher Hilfe erzeugten
Kinder dem Grundrecht auf Schutz der
Gesundheit verpflichtet ist. Der Ge-
sundheitsschutz gehört zu den Men-
schenrechten jedes Einzelnen. Inzwi-
schen ist er in mehreren Menschen-
rechtskonventionen verankert, z. B. in
der UN-Kinderrechtskonvention aus
dem Jahr 1989. Geistesgeschichtlich
lässt er sich sowohl vor philosophisch-
ethischem Hintergrund als auch auf der
Basis religiöser Leitvorstellungen ent-
falten, die im Judentum, Christentum
und Islam anzutreffen sind [9]. Heute ist
es an der Zeit, die Aussagekraft des
Grundrechts auf Gesundheitsschutz für
die verschiedenen Angebote der Repro-
duktionsmedizin zu durchdenken.

5. Für Paare, die eine PID erwägen, ist
das Angebot kompetenter, ergebnis-
offener psychosozialer Beratung vorzu-
halten. Auf diese Weise sollen sie in die
Lage versetzt werden, eine wohlerwo-
gene, gewissenhafte, gut durchdachte
Entscheidung zu treffen [13, 17]. Die

Notwendigkeit, humangenetische und
psychosoziale Beratung weiter auszu-
bauen, ist auch deshalb zu betonen, weil
sich neuerdings zusätzliche Verfahren
der vorgeburtlichen Diagnostik abzeich-
nen, nämlich Bluttests in einer frühen
Phase der Schwangerschaft mit Mög-
lichkeiten des Rückschlusses auf Er-
krankungen von Embryonen oder Feten,
die über die PID weit hinausgehen [18].
Davon abgesehen gilt ganz allgemein,
dass Paare vor jeder Inanspruchnahme
von IVF umfassend informiert, aufge-
klärt und beraten werden sollten – unter
anderem über ethische Aspekte sowie
über potenzielle Belastungen und Risi-
ken für die Frau und für das erhoffte, mit
medizinischer Hilfe erzeugte Kind.
Denn das Korrelat zur Gewissens- und
Entscheidungsfreiheit ist die Gewissens-
verantwortung. Wenn Patientinnen bzw.
Paare reproduktionsmedizinische Ange-
bote in Anspruch nehmen, sollten sie die
Auswirkungen auf sich selbst und auf
andere, insbesondere auf das erhoffte
Kind, mit größtmöglicher Sorgfalt be-
dacht haben. Ärzte sollten sie hierbei
unterstützen.
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dass kein Interessenkonflikt besteht.
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